Was das Gastarbeiterphänomen anbelangt, unterscheidet FALK (1998) 4 Phasen:

1. Die Arbeitsmigration 1961 bis 1973  
2. Der verstärkte Familiennachzug nach dem Anwerbestopp 1973  
3. Die Phase der faktischen Niederlassung seit 1980  
4. Die Minderheitenbildung seit Ende der achtziger Jahre (FALK, 1998:149 ff.)
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Arbeiter in Fabrikhalle, Abb. 6 

6.7.1.1 Die Arbeitsmigration 1961 bis 1973 

Als nach Kriegsende zur Unterstützung des Wiederaufbaus der brach liegenden Produktionsstätten und der Stabilisierung der westdeutschen Wirtschaft mit der Währungsreform von 1948 und durch den Marshall-Plan Kapital bereitgestellt wurde, war die Nachfrage nach Arbeitskräften immens groß. Der anfängliche Arbeitskräftemangel wurde mit über 9,7 Millionen Heimatvertriebenen und 2,7 Millionen DDR – Flüchtlinge gedeckt. Soziale und politische Begebenheiten jedoch rissen wiederum weite  Lücken auf dem Arbeitskräftemarkt auf. Einige dieser Begebenheiten waren: das starke Wirtschaftswachstum, der Bau der Berliner Mauer im August 1961,  geburtenschwache Jahrgänge und die längere Ausbildungszeit von Lehrlingen, die verbesserte Altersversorgung, die Verringerung der Wochenarbeitszeit und die Einberufung zum Wehrdienst mit der Gründung der neuen Bundeswehr. Zur kurzfristigen Beseitigung des Arbeitskräftemangels in einigen westdeutschen Branchen schloss man schließlich Anwerbeabkommen mit acht mediterranen Ländern. So folgte dem Abkommen mit Italien (1950), ein Vertrag mit Spanien und Griechenland (1960), 1961 mit der Türkei, 1963 mit Marokko, 1964 mit Portugal, 1965 mit Tunesien und schließlich das Abkommen mit Jugoslawien (1968). 

6.7.1.1.1 Unsicherer Aufenthaltsstatus und Arbeitsbedingungen

Die Ausländerpolitik der Bundesrepublik war nicht wie in klassischen Zuwanderungsländern von einer gesteuerten Organisation von Einwanderung mit der Förderung der Integration geprägt. Vielmehr war mit der Zuwanderung „die temporäre Überbrückung konjunktureller und demographischer Engpässe auf dem Arbeitsmarkt“ intendiert (BEGER, 2000:27). 

Angeworben wurden daher keine Familien, sondern junge arbeitsfähige Personen vor allem männlichen Geschlechts, die wenig angesehene, unqualifizierte meist gefährliche oder schmutzige Arbeiten verrichten sollten.

Die angeworbenen Arbeitskräfte sollten nach dem Rotationsprinzip, also mit einer begrenzten Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis von 1-2 Jahren, beschäftigt werden. Die deutsche Regierung wollte mit dieser Regelung von vornherein der Niederlassung der  Ausländer entgegenwirken.
  Obwohl es anfänglich viele Rückkehrer gab, verlängerten einige andere ihre Arbeitsverträge, um ihre angestrebten Sparziele zu verwirklichen. Andererseits war dieser verlängerter Aufenthalt auch im Interesse der Betriebe, für welche die Kosten der Einarbeitung neuer Arbeitskräfte eine Belastung darstellten. Erst am 30.04.1964 waren die türkischen Arbeitskräfte mit dem Abkommen über soziale Sicherheit nun sozialrechtlich den deutschen gleichgestellt und bezogen demnach auch Kindergeld. Jedoch bemerkt die Regierung in einem Artikel über die „Ausländerbeschäftigung auf lange Sicht“ in der Süddeutschen Zeitung vom 30.08.1971: „Ausländische Arbeitnehmer sind ihren deutschen Kollegen sozial- und arbeitsrechtlich zwar grundsätzlich gleichgestellt aber gleichwohl mitunter nicht als unsere MITBÜRGER angesehen und als solche behandelt.“ (JUNG, 2000:79). Mit der arbeitsrechtlichen Gleichstellung wurde somit dem so genannten Rotationsprinzip der Beschäftigung ein Ende gesetzt. Schrittweise setzte sodann ein Nachzug der Familien ein. Die Zahl der ausländischen Erwerbsbevölkerung von 1960 bis 1973 stieg von 280.000 auf 2,6 Millionen. Im Spiegel der Presse war das Bild der „Gastarbeiter“ zunächst eher positiv geprägt, was sich jedoch vor allem nach der Wirtschaftskrise 1967/68 und den Wahlerfolgen der NPD (1967) sehr stark veränderte. 

6.7.1.1.2 Der unerwünschte „Gast“- arbeiter

Durch den einsetzenden wirtschaftlichen Abschwung wurden die Arbeitsmigranten als direkte Konkurrenten um Arbeitsplätze gesehen und den Einheimischen gegenübergestellt. So heißt es in der Süddeutschen Zeitung vom 15.11.1966:

„Werden die Gastarbeiter dank längerem Kündigungsschutz nicht eines Tages weiterbeschäftigt werden müssen, während der Inländer mit seiner wesentlich kürzeren Kündigungsfrist [...] zum Monatsende dann auf der Straße steht? [...] Nun ist von einer derartigen Furcht, für die man zweifellos ein gewisses Verständnis aufbringen kann, bis zu einer von Nationalisten ins Land gesetzten Haßparole  ‚AUSLÄNDER RAUS’ mitunter nur ein Schritt.“ (JUNG, 2000:78ff).

Die einheimischen Arbeitskräfte werden als benachteiligt dargestellt („kürzeren Kündigungsfrist“), während den Gastarbeitern ein arbeitsrechtlicher Vorteil bescheinigt wird („längerem Kündigungsschutz“). Als Folge kommt es zu nationalistischen Parolen und Ausschreitungen, die die Gesellschaft gegen die sogenannten „Gast“-arbeiter aufwiegelt     ( ‚AUSLÄNDER RAUS’).
Neben den ersten Äußerungen rechtsextremer Parolen, war für jene Zeit gegen Ende der 60er Jahre auch sehr stark die Auseinandersetzung mit dem Begriff „Gastarbeiter“ prägend. Kritisiert wurde der provisorische Charakter des Aufenthalts und die Rechtlosigkeit des Besuchers, der lediglich geduldet wurde. Hierzu liefert die Frankfurter Rundschau vom 25.06.66 einen Artikel, der kennzeichnend ist für die kritische Auseinandersetzung mit diesem Begriff.

„Es ist bezeichnend für uns Deutsche, dass daraus [aus der Gastarbeiteranwerbung] sogar ein Stück  ‚unbewältigte Gegenwart’ geworden ist. Das fängt schon bei dem Namen an, den wir den AUSLÄNDISCHEN ARBEITNEHMERN gegeben haben: ‚Gast’ – ARBEITER. Das Wort ist verräterisch. Einerseits wollen wir diese Menschen – in Erinnerung an die 5 Millionen ZWANGSARBEITER, die unter Hitler während des Krieges nach Deutschland verschleppt wurden – nicht ‚FREMDARBEITER’ nennen. Andererseits können wir uns offenbar auch nicht entschließen, ihnen gar keinen besonderen Namen zu geben, sondern sie schlicht als das zu bezeichnen, was sie sind: AUSLÄNDER, die bei uns arbeiten.  [...] ‚Gastarbeiter’ ist ein Verlegenheitsausdruck, zur Hälfte von einem Schuldgefühl, zur anderen Hälfte von dem –zumindest im Unterbewusstsein vorhandenen – Willen diktiert, diese Menschen nicht für dauernd bei uns aufzunehmen. Das enthebt uns dann auch der Mühe, sie in unsere Gesellschaft einzugliedern. In dieser Beziehung betrachten wir die AUSLÄNDISCHEN ARBEITER als GÄSTE. Ansonsten ist die Bezeichnung ‚Gastarbeiter’ ziemlich verlogen.“ (JUNG, 2000:59).
So wird hingewiesen auf den euphemistischen Charakter und die Doppeldeutigkeit des Wortes „Gastarbeiter“, welches in Umgehung der negativen Konnotation des Begriffes ‚Fremdarbeiter’ gewählt wurde. Der Gast –Charakter rühre aus der Tatsache, dass der längere Aufenthalt der ausländischen Arbeitnehmer nicht gewünscht sei. 

Ein anderer Artikel kritisiert erneut die Verwendung des Wortes „Gast“ als Bezeichnung der ausländischen Arbeitnehmer. Das Wort würde den Anschein erwecken, dass es sich um bevorzugte Personen handele, was der Realität nicht entspräche. 

„[...] In diesem Zusammenhang muß beispielsweise beachtet werden, dass „GASTARBEITER“ ja keineswegs „Gäste“ sind und daher besonders angenehme Arbeitsplätze erhalten. Im Gegenteil: Oft nehmen sie unangenehme, gefährliche Arbeitsplätze ein, auf denen allerdings ein guter Lohn gezahlt wird.“ (JUNG, 2000:58).

Auch ist die Rede von der Überfremdung der Gesellschaft durch die Gastarbeiter (Frankfurter Rundschau vom 29.12.66) (JUNG, 2000:59). Diese Angst und Verunsicherung wurde vor allem seit Anfang der 70er Jahre mit dem verstärkten Zuzug von Familienangehörigen  der Gastarbeiter verstärkt. Neben der Rede von der Besetzung der Arbeitsplätze, wurde befürchtet, die Beanspruchung derselben sozialen Einrichtungen, wie Schulen, Kindergärten und Krankenhäuser und von Wohnräumen würde soziale Folgeprobleme mit sich bringen.  

6.7.1.2 Der Anwerbestopp am 1973 – Der Ausländer als Problem 

Einen Wendepunkt in der Migrationsbewegung bildete der Anwerbestopp vom 23.11.1973, der Arbeitnehmern aus Nicht-EG-Ländern galt und bedingt wurde durch die Rezession von 1967 und die Ölkrise im Jahre 1973. Angesichts der steigenden Arbeitslosenzahlen sollte Kraft dieses Gesetzes  der weiteren Migration ein Ende gesetzt werden. Diese Absicht der Regierung schlug jedoch im Großen und Ganzen fehl. Da türkische Migranten nicht Mitglied in der EG waren, war „[...]eine Rückkehr in die Heimat irreversibel - für türkische Migranten bestand wegen der Nichtmitgliedschaft in der EG keine Freizügigkeit. Der Zeitpunkt für eine Rückkehr wurde deshalb auf später verschoben. Da auch die medizinische Versorgung sowie die Schul- und Berufsausbildung in Deutschland besser waren, stieg die Aufenthaltsdauer immer weiter an. [...]1982 hielten sich 37 Prozent der türkischen Staatsangehörigen länger als zehn Jahre in der Bundesrepublik auf, [...]“ (LpB, 2000). Es kam somit zu einem verstärkten Familiennachzug.
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Mit der zahlenmäßigen Zunahme der ausländischen Bevölkerung und dem weiteren Anstieg der Arbeitslosenzahlen, wurde die Anwesenheit ausländischer Arbeitnehmer und ihrer Kinder zunehmend als Problem empfunden. Es Das Vokabular in der Presse (als Spiegel der gesellschaftlichen Meinung) veränderte sich dahingehend, dass die Bezeichnung Gastarbeiter zunehmend von dem Begriff des Ausländers ersetzt und dem Deutschen gegenübergestellt wurde. Einzelne Gemeinden erließen Zuzugssperren für Ausländer (01.04.1975-01.04.1977. vgl. JUNG, 2000:81). Die WELT vom 28.09.1975 berichtet auch über eine Exklusion im Freizeitbereich: „Sie bleiben auch im Sport in ihrem Ghetto. Das ist vor allem ein Problem der Sprache“. Aber nicht nur. Viele Vereine sind zur Zeit so überfüllt, daß sie kaum noch neue Mitglieder aufnehmen, erst recht keine AUSLÄNDER.“ (JUNG, 2000:81) Die ausländerfeindliche Stimmung in der Bevölkerung wurde zunehmend akut, was auch in den  Wortbildungen der damaligen Presse deutlich wird. Es wird vom „Ausländerproblem“ der „Ausländersperre“ gesprochen.  Die Parolen „Ausländer raus!“. In der Zeitung der IG-Metall vom 22.01.1974 ist eine Karikatur von ARNO PLOOG abgebildet, die sehr treffend ist für die damalige Haltung der Bevölkerung und der Betriebe: 

    Abbildung 7   Quelle: Zeitung der IG-Metall für die Bundesrepublik Deutschland (22.01.1974); ARNO PLOOG

Angesichts der Engpässe auf dem Arbeitsmarkt wurden von der deutschen Regierung weitere Richtlinien erlassen durch die der einheimischen Bevölkerung bei der Besetzung von Arbeitsplätzen Vorrang gewährt werden sollte. So heißt es in der Frankfurter Rundschau vom 15.11.1974: „Das Landesarbeitsamt hat in einer Anordnung an die Arbeitsämter darauf aufmerksam gemacht, dass arbeitslose AUSLÄNDER nur noch dann vermittelt werden sollen, wenn der Arbeitsplatz nicht mit einem DEUTSCHEN ARBEITNEHMER besetzt werden kann.“ (JUNG, 2000:81). Eine Entlassungswelle setzte ein in den Betrieben, gleichzeitig riefen die Gewerkschaften die Betriebe zu gerechten Entlassungen und Nachsicht auf (IG-Metall, 1974:15). Mit dem Verlust der Arbeit war nämlich häufig auch ein Verlust der Wohnung verbunden, da es sich um betriebseigene Wohnungen handelte. Konnte ein Wohnsitz nicht nachgewiesen werden, war der Anspruch auf Arbeitslosengeld nicht gegeben. Somit konnte auch die Aufenthaltsgenehmigung verwirkt werden, was eine Ausweisung zur Folge hätte. So war der Aufenthalt der ausländischen Arbeitskräfte rechtlich nicht abgesichert, was sich sicherlich negativ auf die Lebensplanung und die geforderte Integration auswirken kann. Diese Bestimmungen des Ausländerrechts seit 1965, die die Bürgerrechte der Ausländer stark eingrenzten waren bis zur Verabschiedung eines neuen Ausländergesetzes im Jahre 1991 bestimmend für die Lage der Ausländer.  

6.7.1.3 Die faktische Niederlassung der ausländischen „Mitbürger“/ „Mitarbeiter“ seit 1980 

Gleichzeitig ist aber sowohl von Seiten der Gewerkschaften, liberalen, linksgerichteten als auch christlichen Organisationen eine Forderung zu vernehmen sich mehr für die Integration der hier lebenden Ausländer einzusetzen. Von den Gastarbeitern werden ‚Mitbürger auf Zeit’, was den Integrationsaspekt betont, jedoch aber wiederum zwiespältig bleibt. Es wurden „Go-ins“ in Gaststätten, in denen Ausländer unerwünscht waren veranstaltet, die von Aktionen, die von der Kirche, der Arbeiterwohlfahrt und dem Jugendsozialwerk ausgingen. Der 12.10.1975 wurde zum ‚Tag des ausländischen Mitbürgers’ benannt.  Heinz Kühn wurde Ende 1978 zum ersten „Beauftragten der Bundesrepublik Deutschland für die Integration ausländischer Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen“ ernannt. Auch Bundeskanzler Schmidt sprach in seiner Regierungserklärung am 24.11.1980 einen verstärkten Einsatz zur Verbesserung der Ausländerintegration aus (JUNG, 2000:123). Trotz dieser Bemühungen,  kam es weiterhin zu ausländerfeindlichen Diskussionen und Ausschreitungen, bedingt durch den Zuzug von Asylbewerbern, Kriegsflüchtlingen aus dem ehemaligen Jugoslawien und Aussiedlern. Migration wurde angesichts der zahlenmäßigen Zunahme der Zugewanderten zunehmend als bedrohliche und gesellschaftsgefährdende Massenbewegung empfunden. Außerdem trat mit zunehmender Verweildauer der ausländischen Arbeitnehmer auch das Problem der Beschulung deren Kinder zu Tage. Die ausländischen Arbeitnehmer und ihre Kinder werden somit zunehmend als soziales Problem gesehen. So heißt es in der Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 02.12.82: „ MITBÜRGER oder soziale Last? Ausländer in Deutschland. [...] Was tun angesichts zunehmender Spannungen zwischen DEUTSCHEN und den „FREMDEN“, die man geholt hat, um jene Arbeit zu leisten, die DEUTSCHE zum größten Teil nicht mehr tun wollten?“ (JUNG, 2000:84). Somit kommt es wieder zur Gegenüberstellung von Ausländern und Deutschen. Sie werden angesichts der Beschulungsproblematik, und den Engpässen auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt wiederum verstärkt als Problem empfunden und bekommen nun wiederum den Namen „FREMDER“. Dabei handele es sich vor allem um die Turk-Völker, die aufgrund ihrer größeren kulturellen Distanz als das „AUSLÄNDERPROBLEM“ der Bundesrepublik empfunden werden. So heißt es in der Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 02.12.82: „Aber „außen vor“ sind vor allem die Turk-Völker geblieben [...]. Sie und nur sie, sind das „AUSLÄNDERPROBLEM“ der Bundesrepublik“ (JUNG, 2000:84)

6.7.1.4 Die Minderheitenbildung seit Ende der achtziger Jahre

6.7.1.4.1 Die „Ausländerschwemme“ und die Anschläge

Einen erneuten Wendepunkt stellte der Asylbewerberstrom kurdischer und türkischer Regimegegner nach Deutschland dar, der durch den zweiten Militärputsch in der Türkei (1980) hervorgerufen wurde. Nun war die Rede von den Ausländerschwemmen, durch welche eine soziale wie auch infrastrukturelle Belastung gefürchtet wurde. So heißt es in der Frankfurter Rundschau vom 14.07.1981: „[...] Zur Politik gegenüber AUSLÄNDERN erklärten die Arbeitgeber, dass es sich heute nicht mehr um das Problem des „Gastarbeiters“ handele [...], „sondern um die Tatsache einer AUSLÄNDERSCHWEMME, die die gesamte Infrastruktur erheblich belastet“ (JUNG, 2000:83). So wird der Blick von den Gastarbeitern gelenkt zu den Asylsuchenden, die seit den 70er Jahren aus den Ländern der dritten Welt und der Türkei nach Deutschland kamen. Im Bayerischen Rundfunk wurden die Ausländer sogar als „FREMDSTOFFE“ benannt, die „das deutsche Volk zum „Umkippen“ bringen könnten – wie das bei stark verunreinigten Gewässern geschieht.“ (JUNG, 2000:83). Die ZEIT vom 29.08.1980 schreibt dazu: „[...] In jüngster Zeit häufen sich die Anschläge auf AUSLÄNDER. Das ist ein Alarmzeichen, das wir ernst nehmen sollten. Denn diejenigen, die gegen FREMDE und Fremdes Stimmung machen, finden sogar Zustimmung. Mit der steigenden Zahl der Asylbewerber, die bei uns Zuflucht suchen, kann das allein nicht zusammenhängen.“ (ebenda:83). Insbesondere nach dem Fall der Berliner Mauer und der Wiedervereinigung wurde ein Anstieg in den Gewalttaten gegen Ausländer, insbesondere in Ostdeutschland sichtbar. So kam es in Hoyerswerda unter Beifall der Bevölkerung zur gewalttätigen Vertreibung von Asylsuchenden (17.-22.09.1991). Um dem zahlenmäßigen Anstieg der Asylbewerber entgegenzuwirken, wurde durch das Asylbeschleunigungsgesetz (05.06.1992) und die Änderung des Grundgesetzartikels 16 (01.07.1994)
, das schnellere Abschieben von Asylsuchenden ermöglicht. Durch diese politischen Regelungen und den negativen Wortlaut vieler Politiker „Asylantenströme“, „Welle“, „Überfremdung“ „überrollt“ „Das Boot ist voll“ (Klaus Kinkel (FDP), Frankfurter Rundschau vom 18.03.1997) wurde die Fremdenangst in der Bevölkerung geschürt, welches in weiteren Anschlägen gipfelte. In Rostock wurde wiederum ein Asylbewerberheim in Brand gesteckt (23.-27.08.92). Parolen wie „Deutschland den Deutschen- Ausländer raus“ wurden vor allem nach der Wiedervereinigung laut. Die Gewalttaten richteten sich jedoch nicht nur gegen Asylsuchende, sondern auch gegen solche, die seit Jahrzehnten in Deutschland lebten, gegen die türkischen Mitbürger, wie sie noch Ende der 80er Jahre genannt wurden.  So wurden bei einem Brandanschlag in Mölln am 23.11.1992 drei türkische Frauen ermordet, 7 wurden verletzt. Ein anderer Anschlag fand in Solingen statt, bei dem fünf, wiederum türkische Menschen, starben (29.05.1993). 15.01.1997 wurde eine Einreisevisumspflicht für Kinder aus den früheren muslimisch geprägten Anwerbestaaten eingeführt. Die Rechtlosigkeit der hier lebenden „ausländischen Mitbürger“ wurde vor allem dann deutlich, als der erst 14 jährige türkischstämmige Muhsin, A., alias Mehmet aufgrund seiner kriminellen Taten von Seiten der bayerischen Behörden in die Türkei abgeschoben wurde. Auch die Bundestagswahl 1998 war geprägt von einem fremdenfeindlichen Unterton (Bundesinnenminister Schily: „Die Grenze der Belastbarkeit Deutschlands durch Zuwanderung ist überschritten“) (MASCOLO, 1998:22). 
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Demonstration, Abb. 8 

6.7.1.4.2 Das neue Staatsangehörigkeitsrecht 1.Januar 2000

Mit der „Rot-Grünen“ Regierungsbildung (1998) gab es erste Verbesserungsvorschläge für die rechtliche Lage der in Deutschland lebender Ausländer. Jedoch endete die Diskussion um die doppelte Staatsangehörigkeit in einer populistischen Unterschriftenaktion der CDU/CSU (Ende 1998). So wurden wiederum integrationsfördernde Maßnahmen durch die Angst gehindert, dass durch diese Regelung die „NEUEN DEUTSCHEN MITBÜRGER AUSLÄNDISCHER HERKUNFT (nicht) mehr Rechte hätten, als die Einheimischen selbst.“ (RHEINISCHE POST, 16.12.1998; in:JUNG,2000:90). Nichts desto trotz wurde das Staatsangehörigkeitsrecht reformiert. Die Einbürgerung war bis Inkrafttreten des neuen Staatsbürgerschaftsgesetzes am 1. Januar 2000 sehr schwer, da sich der deutsche Staat auf das Staatsangehörigkeitsrecht aus dem Jahre 1913 berief. Die Neuerung des Gesetzes hatte zur Folge, dass nun als Voraussetzung zur Einbürgerung nicht mehr ausschließlich die Herkunft (Nationalität) der Eltern ausschlaggebend ist  „ius sanguis“, sondern auch das Land, in das ein Kind hineingeboren wird „ius soli“. Nach dem neuen Gesetz besitzt ein in Deutschland geborenes Kind nicht nur die türkische –, sondern automatisch auch die deutsche Staatsangehörigkeit, falls ein Elternteil einen mindestens 8 jährigen festen Aufenthalt (früher mussten 12 Jahre Aufenthalt nachgewiesen werden) in Deutschland aufweisen kann. Bis zum 23. Lebensjahr muss sich jedoch das Kind für die eine oder die andere Staatsangehörigkeit entscheiden. Jedoch gibt es viele Faktoren, die trotz dieser Neuerung die Einbürgerung erschweren. Eine wichtige Voraussetzung ist die Sicherung des eigenen Lebensunterhalts, was in diesem Falle bei den meisten arbeitslosen Jugendlichen nicht gegeben ist. Häufig sind auch ihre Eltern arbeitslos. Darüber hinaus wird ein Sprachtest geführt, dessen Bestehen sogar für in Deutschland geborene Kinder und Jugendliche, welche die deutsche Rechtschreibung beherrschen, schwierig ist. 

Viele türkische Migranten scheuen den mit dem Antrag verbundenen „Papierkrieg“ und den unzähligen Behördengang. 

Einer der wichtigen Gründe, weshalb sich viele aus der ersten Generation nicht einbürgern möchten, ist neben den hohen Gebühren (255 € in Bayern, in Köln wurden die Gebühren auf  100DM gesenkt) die damit verbunden sind auch der Verlust des Anspruchs auf Erbe und Vermögen im Herkunftsland. Darüber hinaus betrachten viele vor allem der ersten Generation die Abgabe des türkischen Passes als Identitätsablegung. Außerdem spielt bei jungen Männern auch die Frage des Wehrdienstes eine entscheidende Rolle, und viele wollen mit dem Antrag auf Einbürgerung warten. Da die Gebühr für jedes weitere Kind - außer in Köln und Berlin - in Bayern 255€ beträgt, müssen vor allem Jugendliche ohne eigenes Einkommen müssen angesichts dieser Faktoren viel Eigeninitiative und Durchsetzungsvermögen aufbringen, um auch die Eltern von dem Wunsch zu überzeugen.

Laut BILGIN (1999) ist es: „unmöglich, auf der Basis von Gleichheit eine multikulturelle Gesellschaft zu schaffen, in der die Trennung in In- und AusländerInnen aufgehoben ist, solange ‘Anwärtern’ auf die deutsche Staatsbürgerschaft das Recht verwehrt wird, die Verbundenheit zur eigenen Kultur zu wahren und die ethnische Identität nicht aufgeben zu müssen. Die doppelte Staatsangehörigkeit ist eine wichtige und unverzichtbare Forderung, weil erst sie bedeutet, die MigrantInnen mitsamt der Kultur, aus der sie stammen und mitsamt ihrer Identität zu akzeptieren.“

Die Entscheidung für den deutschen Pass erweist sich somit für viele Migranten türkischer Herkunft als Aufgabe der ethnischen Identität. Diese Forderung der Regierung wurde als Politik der Assimilation betrachtet und abgelehnt.  

Die Rot-Grüne Regierung charakterisierte „das Reformwerk als einen Schritt, dem weitere Reformstufen folgen müssten“. (DORNIS, 2002:163)

Abb. 9   DAS NEUE STAATSBÜRGERSCHAFTSRECHT (01.01.2000)
	Voraussetzungen zum Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit

	Abstammungsrecht

„Ius sanguis“
	Geburtsrecht

„Ius soli“

	Ein Kind wird mit Geburt Deutsche/r wenn mindestens ein Elternteil deutscher Staatsbürger ist.
	Ein Elternteil muss sich seit mindestens acht Jahren rechtmäßig in Deutschland aufhalten
	und
	eine Aufenthaltsberechtigung oder seit mind. drei Jahren eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis haben


	Optionsmodell

	Entscheidung für eine Staatsangehörigkeit vom Erreichen der Volljährigkeit bis zum Ende des 23. Lebensjahres (bei Nichtabgabe einer Erklärung verliert man die deutsche Staatsangehörigkeit) Ausnahmeregelungen für Mehrstaatigkeit / Antrag auf Beibehaltung bis zum 21. Lebensjahr unter Angabe der Gründe


	Übergangsregelung für Kinder die zwischen dem 2.1.90
und dem 31.12. 99 in Deutschland geboren sind

	Antrag auf Einbürgerung des Kindes bis zum 31.12. 2000 und.. 
	das Kind muss seinen gewöhnlichen rechtmäßigen Aufenthalt in Deutschland haben und...
	ein Elternteil muss zum Zeitpunkt der Geburt seinen rechtmäßigen Aufenthalt seit acht Jahren in Deutschland haben und zu diesem Zeitpunkt eine Aufenthaltsberechtigung oder seit mindestens drei Jahren eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis besessen haben. Diese Bestimmungen müssen zum Zeitpunkt der Antragstellung noch bestehen 


Quelle:        http://www.wirind.de/pass.htm, und www.einbuergerung.de
6.7.1.4.3  Der 11. September 2001

Mit dem Anschlag auf das World Trade Centre in New York wurde in Deutschland die Xenophobie vor allem gegen Migranten muslimischen Glaubens geschürt. Viele wurden als potentielle „Schläfer“ und somit Terroristen gesehen. Razzien fanden statt in von muslimischen Studenten bewohnten Wohnungen, und Anschläge auf von Muslimen geführte Geschäfte und Einrichtungen fanden statt.  

Zusammenfassung
Das Bild von den Ausländern ist somit, wie wir oben sehen können sehr abhängig von der wirtschaftlichen und  globalen politischen Lage Deutschlands. Bei Arbeitskräftemangel war man ihnen positiv eingestellt, was sich während wirtschaftlichen Krisenphasen veränderte und bis zu  rechtsradikalen Ausschreitungen führte. Verfolgt man die Geschichte der türkischstämmigen Bevölkerung in Deutschland so sieht man, dass es sich bei den angeworbenen Gastarbeitern von Anfang an um „Zuwanderer auf Zeit“ handelte. Sie waren zur kurzfristigen Beseitigung des Arbeitskräftemangels in der Bundesrepublik gedacht und sollten nach dem Rotationsprinzip wieder in ihre Heimatländer zurückkehren. Somit gab es von Seiten der deutschen Regierung bis zum Jahre 2000 keine sichtbare Verbesserung der rechtlichen Situation der Migranten. Mit der nachdrücklichen Erklärung der Regierung „Deutschland ist kein Einwanderungsland“ wurde jahrelang einer gesteuerten Einwanderungspolitik entgegengewirkt und die Fremdenangst geschürt. In Zeiten der wirtschaftlichen Rezession, die verschärft wurde durch die ausländerfeindliche Haltung mancher Politiker („Das Boot ist voll“) wurde aus der Fremdenangst Fremdenhass, welche in Brandanschlägen und Ermordungen kulminierte. Unter diesen Umständen ist es verständlich, dass es sehr schwer ist für die Migranten sich in Deutschland wohl zu fühlen. Diese kurzfristige und unsichere Status der türkischen Migranten sollte einen starken Einfluss auf deren Lebensplanung haben. Laut LAIJOS (1991) muss sich die ausländische Familie in Deutschland „sicher und wohl fühlen“ [...], damit sie sich anpaßt, entfaltet und später integrieren lässt.“ (LAIJOS,1991:49). Dafür ist es sehr wichtig, dass auch eine politische Partizipation, vor allem der ausländischen Mitbürger stattfindet, die seit längerem in Deutschland leben. Denn erst durch die Vergabe gleicher Rechte und Pflichten kann eine soziale, wie auch gesellschaftliche Integration der in Deutschland lebender Migranten verlangt werden. Deutschland wurde von den Parteien SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie FDP und PDS als Einwanderungsland anerkannt nicht jedoch von der Union. Das Jahr 2000/2001 ist insofern wichtig, da die Bundesrepublik mit dem Erlass eines neuen Staatsbürgerrechts (2000) „erstmals eine im Ansatz positive Migrationsdiskussion“ erlebte. Deutschland wird weiterhin Zuwanderung brauchen, das belegen die zurückgehenden Geburtenraten und die hohen Sterberaten in Deutschland. Die Einführung der „Greencard“ – Diskussion und die Anwerbung von sogenannten „HIGH-TECH-GASTARBEITERN“ (JUNG, 2000:72) hat das bezeugt. Laut MARILUISE BECK, müsse sich somit „eine Gesellschaft, die Einwanderung gehabt hat, weiter haben wird und auch haben will sich strukturell darauf einstellen“ (FORUM BILDUNG, 2001:97). Was   die politischen und sozialen Partizipationsrechte angehen sind diese sehr von den Deutschkenntnissen der Migranten abhängig. Jedoch belegt sowohl REICH (2001:47), als auch MARIELUISE BECK, dass auf der Angebotsseite an Sprachförderkursen ein Defizit von etwa 90% herrscht (ebenda). So muss es in dieser Richtung noch große Verbesserungen geben. Waren Zuwanderer aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten den Einheimischen rechtlich  gleichgesetzt  ist dies bei den ehemaligen Gastarbeitern aus den nicht EG-Staaten nicht gegeben. 
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� Bild aus:  � HYPERLINK "http://www.lpb.bwue.de/aktuell/puu/3_00/Mater-Migration.html" ��http://www.lpb.bwue.de/aktuell/puu/3_00/Mater-Migration.html� 


� Zum anderen war aber auch die Türkei danach bestrebt durch eine befristete Emigration den türkischen Arbeitsmarkt zu entlasten und durch Devisen und das erworbene Know-how der Rückkehrer die türkische Wirtschaft zu modernisieren.


� Zum einen befürchteten die türkischen Arbeitnehmer strengere Verfahren bei der Familienzusammenführung, zum anderen bot auch die deutsche Regierung a) mit höherer Kindergeldzahlung für in Deutschland lebende Kinder und b) durch die durch die Wartezeitenlösung vom 1.4.1979 einsetzende Erteilung einer Arbeitserlaubnis an als minderjährig eingereiste Kinder nach zweijährigem Aufenthalt in der Bundesrepublik und an Ehegatten nach drei- bis vierjährigem Aufenthalt, ein gutes Angebot um Familienangehörige nachzuholen. (MERTINS, 1983:48).


� 


Artikel  16 (alt)


Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden. Der Verlust der Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und gegen den Willen der Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene dadurch nicht staatenlos wird.


Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden. Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.


Artikel  16 (neu)


Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden. Der Verlust der Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und gegen den Willen der Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene dadurch nicht staatenlos wird.


Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden.  


Neu war, dass nun politisch Verfolgte keinen Anspruch mehr auf Asyl haben konnten. 


� Bild aus: � HYPERLINK "http://www.tuday.de/deutsch/publikationen/TUDAY-INFO-Mai1999/Mai-1999-02.htm" ��http://www.tuday.de/deutsch/publikationen/TUDAY-INFO-Mai1999/Mai-1999-02.htm� 
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